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56. Sitzung des Europaausschusses am 25. Mai 2016

Sehr geemer Herr Vorsitzender,

zu dem vom  Europaausschuss in der morgigen Sitzung gewünschten  Bericht zu TOP 1

(Bericht der Landesregierung über das Asylpaket auf europäischer Ebene) übermittle ich

die anliegende zusammenfassende übersicht über die aktuellen Verordnungsvorschläge

der Europäischen Kommission.

Mit fre ndlichen Grüßen

Anke Spoorendonk
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MJKE

56. Sitzung des Europaausschusses am 25. Mai 2016
TOP 1: Asylpaket der EU

Kiel,  den 24.05.2016

Die EU KOM (KOM) hat am 4.  Mai 2016 ein erstes Paket zur mittelfristigen,  um-

fassenden Reformierung des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems (GEAS)
vorgelegt.  Das Paket besteht aus den folgenden drei Verordnungsvorschlägen:

1.    einem Verordnungsvorschlag zur Reform der Dublin  lll-Verordnung O/O

(EU)  Nr.  604/2013);

2.    einem Verordnungsvorschlag für eine EU-Asylagentur;

3.    einem Verordnungsvorschlag zur änderung der Eurodac-Verordnung (VO

(EU)  Nr.  6O3/2013).

Die Vorlage der Vorschläge eriolgte in Umsetzung der KOM- Mifteilung "Refor-

mierung des Gemeinsamen  Europäischen Asylsystems (GEAS) und Erleichte-

rung legaler Wege nach Europa" vom 6. April 2016 und der im Mai 2015 von ihr

vorgelegten Europäischen Migrationsagenda.

1.    Verordnungsvorschlag zur Reform der Dublin lll-Verordnung (VO (EU)

Nr. 604/2O13)

Dieser Verordnungsvorschlag  hat zum Ziel,  unter grundsätzlicher Beibehaltung

des DubliT+Systems einen Korrekturmechanismus für elne faire Verteilung von
Asylbewerbern auf andere Mitgliedstaaten für den Fall einzuführen, dass ein

Mitgliedstaat infolge eines starken Zustroms unverhältnismäßig belastet wird.

Weiter sollen das Dublin-Verfahren vereinfacht und verbessert sowie Miss-

brauch und Sekundämigration eingedämmt werden.  Für den Zeitraum 2017 bis

2020 rechnet dje KOM für die Umsetzung ihres Vorschlags mit Kosten in  Höhe

von  l ,8286 Mrd.  Euro.  Diese sollen mit Mtteln des Asyl-,  Migrations- und  lnteg-

rationsfonds (AMIF) gedeckt werden.

a)    Ejnführung eines Korrekturmechanismus ("Fairnessmechanismus'')

Unter Beibehaltung des Grundgedankens, dass der Staat der ersten Einreise für
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den Asylantrag eines Drittstaatsangehörigen zuständig ist,  soll eine automati-

sierte, gleichmäßige Umveheilung von Asylbewerbern, deren Asylanträge zuläs-

sig sind, auf andere Mitgliedstaaten eriolgen, sofern ein Mitgliedstaat unverhält-

nismäßig belastet ist.  Eine unverhältnismäßige Belastung soll vorliegen, wenn

die für einen Mitgliedstaat berechnete Quote an Asylanträgen um 50 % über-

schriften wird.  Die Quote soll auf der Basis der Gesamtzahl der Asylbewerber in

der EU anhand eines Verteilungsschlüssels berechnet werden, der sich jeweils

zu 50 % aus der Bevölkerungsanzahl und dem Gesamt-BIP zusammensetzt.

Für die Erfüllung der Quoten sollen grundsätzlich die Asylanträge und die Neu-

ansiedlungen in den vorausgehenden  12 Monaten maßgeblich sein, wobei die

Monate vor dem lnkrafttreten der Verordnung nicht zählen sollen. Am Anfang

sollen deshalb übergangsregelungen greifen.

Auf Mitgliedstaaten, die ihre Quote bereits zu  100 % erfüllt haben, soll keine

Umverteilung erfolgen.  Neuansiedlungen aus Drittstaaten sollen bei der Erfül-

lung der Quoten berücksichtigt werden.

Die EU-Agentur für das Betriebsmanagement von  IT-Großsystemen im Bereich

Freiheit,  Sicherheit und  Recht (eu-LISA) soll für die Entwicklung  und die techni-

sche Durchführung des automatisieTten Systems verantwormch sein, mit dem
kontinuierlich die jeweiligen Quoten berechnet werden.

Der begünstigte Mitgliedstaat soll die Fingerabdrücke des Asylbewerbers an den

Aufnahmemitgliedstaat übemitteln.  Erst der Aufnahmemitgliedstaat soll nach

einer Umverteilung prüfen, ob ein anderer Mitgliedstaat wegen vorrangiger Dub-

lin-Kriterien  (wie Fammenangehörigen  in einem anderen  Mitgliedstaat) für den

Asylantrag zuständig ist.  Für die jeweiligen Transferkosten soll der begünstigte

Mitgliedstaat 500 Euro pro überstellter Person aus dem AMIF erhalten.

Ein Mitgliedstaat soll berechtigt sein, sich für ein Jahr (mit Verlängerungsoption)

am Umvertenungssystem nicht zu bete"gen. Dies soll jedoch nur gegen Zah-
lung von 250.000 Euro für jeden nicht von ihm aufgenommenen Asylbewerber

an den  Mitgliedstaat möglich sein, der diesen aufgenommen hat.

b)   Vereinfachung und Verbesserung der Dublin-Verfahren sowie Verhin-
deTung von Missbrauch und Sekundärmigration

Um den für die Bearbeitung eines Asylantrags zuständigen  Mitgliedstaat schnel-
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ler und wirksamer als bisher bestimmen zu können sowie um Missbrauch und

Sekundämigration zu verhindern, schlägt die KOM folgende Regelungen vor:

.      Jeder Mitgliedstaat soll verpflichtet werden, vor der Bestimmung des für den

Asylantrag zuständigen Mitgliedstaates zu prüfen,  ob der Asylantrag unzu-

lässig  ist; d.  h., ob derAntragsteller aus einem sicheren Drittstaat, aus ei-

nem ersten Asylstaat oder einem sicheren Herkunftsstaat kommt oder ob er
ein  Sicherheitsrisiko darstellt.  lst dies der Fall,  soll eine Pflicht zur Rückfüh-

rung des Asylbewerbers durch den prüfenden Mitgliedstaat bestehen.

Ein für den Erstantrag zuständiger MitgTiedstaat soH grundsätzlich - d.  h.

auch im Fall einer etwaigen Situationsänderung - für weitere Asylanträge

derselben  Person zuständig bleiben.

Der Antragsteller soll zur zeitnahen Gewährung aller für die Bestimmung des

zuständigen Mitgliedstaates notwendigen lnformationen verpflichtet sein.
Ungerechtfertklt verspätet vorgelegte lnformationen soJJen unberücksichtigt
bleiben.

Die Mitgliedstaaten sollen den zuständigen  Mitgliedstaat unter Verzicht auf

eine persönliche Anhörung des Antragstellers bestimmen,  soweit ausrei-

chende lnformationen bereits vorliegen oder der Antragsteller untergetaucht

ist.

Die automatische Zuständigkeitsverlagerung im Fall eines illegalen Grenz-

übertritts vom Mitgliedstaat der Ersteinreise auf den Mitgliedstaat des tat-

sächlichen Aufenthalts nach einem  Fristablauf von  12 Monaten soll aufge-

hoben werden.
.      Die Möglichkeiten el'nes Ml'tg[I-edstaats, sich stets für einen Asylantrag für

zuständig erklären zu können, auch wenn die Kriterien der Dublin-

Verordnung nicht erfüllt sind, sollen auf den  Fall beschränkt werden, dass

aus humanitären Gründen eine Zusammenführung mit der Familie im weite-

ren Sinne eriolgen soll und sich noch kein anderer Mitgliedstaat für zustän-

dig erk1ärt hat.
.      Für Asylanträge unbegJeiteteT, minderjährige F1üchünge soll grundsätzljch

der Mitgliedstaat zuständig sein,  in dem der Mnderjährige einen  Erstantrag

gestellt hat, es sei denn, dies widerspricht dem Kindeswohl.  lm Fall einer
Überstellungsentscheidung soll der überstellende Mitgliedstaat verpflichtet

werden sicherzustellen, dass die Rechte des Minderjährigen im Aufnahmes-

taat direkt bei seiner Ankunft gewährleistet werden.
.      Eine Familienzusammenführung soll auch bei Geschwistern sowie bei Fami-

lien in den Fällen ermöglicht werden, die erst in Transitstaaten entstanden

sind.
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Die Mitgliedstaaten sollen zur Wiederaufnahme von Personen verpflichtet

werden, denen bereits ein internationaler Schutzstatus gewährt worden ist.

Anstelle eines Gesuchs soll im  Fall einer Wiederaufnahme eine einfache

Notifizierung derselben gegenüber dem zuständigen Mitgliedstaat erfolgen.

Dieser soll nur noch den unverzüglichen  Empfang der Notifizierung bestäti-

gen.
Für die Bestimmung des zuständigen Mitgliedstaates für Aufnahmegesuche

und für Wiederaufnahmen sollen die Fristen erheblich verkürzt werden.  ln-

folgedessen soll das Dringlichkeitsverfahren aufgehoben werden.

Es sollen kurze Fristen für die Einlegung sowie die Entscheidung von

Rechtsbehelfen gegen überstellungsentscheidungen festgelegt werden.

Rechtsbehelfe sollen einen automatischen Suspensiveffekt haben.  Der Kon-

trollumfang der Rechtsbehelfe soll beschränkt werden.

Es soll ein neuer Rechtsbehelffür Fälle eingefüm werden, in denen keine

ÜberstelJungsentschejdung vorlfegt, ein Antragsteller jedoch aus familiären
Gründen in einen anderen Mtgliedstaat überstellt werden möchte.

.      Die lnformationspflichten der Mitgliedstaaten gegenüber dem Asylantragstel-

ler sollen ausgeweitet werden.
.      Es soll klargestellt werden, dass ein Asylantrag im Staat der ersten irregulä-

ren  Einreise oder in dem Mitgliedstaat eriolgen muss,  in dem unmittelbar vor

Antragstellung ein rechtmäßiger Aufenthalt bestand. Sofern ein Asylantrag-

steller hiergegen verstÖßt, soll ein Mtgliedstaat verp"chtet sein, ein be-

schleunigtes Verfahren durchzuführen.
.      Ein Anspruch aufsoziale Leistungen soll nur im zuständigen Mitgliedstaat

bestehen.  Eine Ausnahme soll für medizinische Notfallbehandlungen gelten.
.      Der zulässige Zeitraum für die lnhaftierung eines Asylbewerbers zum Zwe-

cke der überstellung soll auf vier Wochen beschränkt werden.

2,    Verordnunasvorschlac[ für eine EU-Asvlaaentur

Das Europäische Unterstützungsbüro für Asylfragen (EASO) soll analog dem

Verordnungsvorschlag für eine Europäische Agentur für die Grenz- und  Küsten-

wache in eine umfassende EU-Asylagentur umgewandelt werden.  Diese soll das

Funktionieren des GEAS Übewachen und fördern,  mehr Konvergenz in der Be-
urteilung von Asylanträgen in der EU herstellen sowie operative und technische

Unterstützung in den Mitgliedstaaten leisten.

Das geplante Budget der Europäischen Asylagentur veranschlagt die KOM für

den Zeitraum 2017 bis 2020 mit 363,963 Mio.  Euro.  Bis 2020 soll die EU-
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Asylagentur 5OO Mitarbeiter haben.  lm  Einzelnen sieht der Verordnungsvor-

schlag u. a. folgende Kompetenzen für die EU-Asylagentur vor:

.      die Berechnung der Schwellenwerte für den erläuterten Fairnessmechanis-

muS;

.      die Erlangung und Zurverfügungstellung eigener Expertise in Asylfragen;

.      die FÖrderung einer engeren praktischen Zusammenarbeit sowie eines in-

tensiveren  lnformationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten sowie zwi-

schen Mitgliedstaaten und der Agentur;

die überwachung und Bewertung der Umsetzung und Einhaltung der Rege-

lungen des GEAS in den Mitgliedstaaten;

die Entwicklung operativer Standards für die Umsetzung des GEAS sowie

von lndikatoren für die überwachung der Einhaltung solcher Standards auf

eigene lnitiative oder auf Anfrage der KOM;

die regelmäßige übeTwachung der Sjtuation in Drittstaaten, die in die EU-
Liste sicherer Herkunftsstaaten aufgenommen werden;

die Gewährung operativer und technischer Unterstützung gegenüber Mit-

gliedstaaten,  insbesondere wenn diese einem  unverhältnismäßigen  Migrati-
onsdruck unterliegen sowie

die Möglichkeit einer Noffallintervention auch gegen den Willen des Mit-

gliedstaates, sofern dessen Asyl- und Aufnahmesystem einem derartigen
Druck ausgesetzt ist, der das Funktionieren des GEAS gefährdet.

Für lnterventionsmaßnahmen soll die EUAsylagentur eine Einsatzreserve von

mindestens 500 Sachverständigen vorhaftn, die sich aus eigenen Experten
sowie aus von den Mtgljedstaaten entsandten Experten zusammensetzt.

3.    Verordnunasvorschlaa zur änderuna der Eurodac-Verordnuna WO
IEUI  Nr. 6O3#O13l

Mit dem von der KOM vorgelegten Verordnungsvorschlag sollen die gegenwär-

tige Eurodac-Datenbank an das vorgeschlagene neue Dublin-System ange-

passt,  ihre Zwecksetzung auf die Kontrolle und  Bekämpfung irregulärer Mgrati-
on sowie die Erleichterung der Rückübernahme ausgedehnt werden.  Bislang ist
nur ein Abgleich von Fingerabdrücken für die wirksame Anwendung der Dublin-

Verordnung möglich.  lm Einzelnen sieht der Verordnungsvorschlag  im Wesentli-

chen Folgendes vor:

.      die Speicherung und Abfrage auch der Daten von Drittstaatlern und Staaten-
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losen, die sich illegal in der EU aufhalten, zu Zwecken ihrer Rückkehr oder

Rückübernahme;

neben der Speicherung von Fingerabdrücken auch diejenige der Gesichts-

bilder;

neben der Speicherung biometrischer Daten die Ermöglichung einer Spei-

cherung weiterer Daten, wie Name, Geburtsdatum, Staatsangehörigkeit,
Personalien und  Reisedokumente;

Garantien zur Gewährleistung des Datenschutzes, wie begrenzende Zu-

gangsregelungen, Speicherfristen von 10 Jahren für personenbezogene Da-
ten von Asylantragstellern und von 5 Jahren fürMgranten, die sich illegal in

der EU  aufhalten;

.      die Erfassung der biometrischen  Daten von Kindern ab sechs Jahren;

.      die Ermöglichung eines Datenaustauschs mit Drittstaaten zu  Rückführungs-

zwecken;
.      die Möglichkeit von Sanktionen im  Fall einerVerweigerung derAbgabe von

Fingerabdrücken oder von Gesichtsbildern sowie
.      die MÖglichkeit derAbnahme von  Fingerabdrücken durch die Europäische

Grenz- und  Küstenwache oder durch mitgliedstaatliche Asylexperten unter

der Leitung von EASO, sofern ein Mitgliedstaat dies wünscht.

Die Verordnungsvorschläge wurden dem Rat und dem Europäischen Parlament
zugeleitet.  Das Europäische Parlament hat am  1 1.  Mai 2016 erstmals über die

Vorschläge debattiert.  Die Berichterstatter wurden von den einzelnen  Fraktionen

benannt.  ln ihrer Debaften kritisierte die Mehrzahl der wohnehmenden Abgeord-

neten  im Ergebnis den Vorschlag zur änderung der Dublin-Verordnung als nicht

ambitioniert genug.  Sie kündigte zahlreiche änderungsvorschläge an.




